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Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahlen wären, hät-
te Claudia Roth Grund zu jubeln: Bis zu 17% der Wähler hät-
ten ihr Kreuz hinter das Bündnis 90/Die Grünen gesetzt
(vgl. Sonntagsfrage Bundestagswahl 2011). Seit Monaten
befinden sich die Grünen in Umfragen auf einem historischen
Höhenflug – dies ist bemerkenswert für eine ökologische
Randpartei, deren Gründung gerade 30 Jahre zurückliegt
und die 1983 zum ersten Mal im Bundestag saß. Aber nicht
nur in Deutschland, sondern auch in anderen europäischen
Ländern erhalten grüne Parteien immer mehr Zuwachs. Ob-
wohl momentan nur in Finnland die Grünen mit einem Mi-
nisterium an der Regierung beteiligt sind, gab es bereits in
vielen verschiedenen europäischen Ländern eine grüne Re-
gierungsbeteiligung, beispielsweise in Deutschland, Irland,
Lettland, Österreich oder Frankreich. Vor allem das wach-
sende Bewusstsein für Probleme des Klimawandels scheint
den grünen Parteien Auftrieb zu verleihen. Der folgende Ar-
tikel gibt einen Überblick über die grünen Parteien in Europa.
Grüne Parteien entwickelten sich in Westeuropa seit Anfang
der 1970er Jahre bis Mitte der 1980er Jahre, in Osteuropa
mehr als zehn Jahre später. Während letztere erst nach der
Wende als grüne Parteien mit klassischen Zielsetzungen wie
Umweltschutz und der Abschaffung der Atomkraft entstan-
den sind, ist die Motivation der grünen Parteien in Nord-,
West- und Zentraleuropa komplexer. 
Die nachfolgende Abb. 1 gibt einen Überblick über die Si-
tuation der grünen Parteien in Europa. In sechs Kategorien
eingeteilt, fasst die Abbildung deren Ergebnisse aus den zu-
rückliegenden nationalen Parlamentswahlen zusammen.
Während fast alle europäischen Länder über eine grüne Par-
tei verfügen, gibt es außer in Italien nur in einigen osteuro-
päischen Ländern grüne Parteien, die keine nennenswerten
Wahlergebnisse (< 0,1%) erzielten. Zwar haben in zehn Län-
dern die grünen Parteien weniger als 2,5% der Stimmen
erreicht, in vier Ländern aber konnten sie sogar über 10%
der Stimmen auf sich vereinen. Darüber hin aus sind die Grü-
nen in ungefähr der Hälfte der Parlamente vertreten. Die
auf der Karte den jeweiligen Ländern zugeordneten Zahlen
geben die Anzahl der Sitze wieder. 
Die Grünen in Deutschland entstanden an einer neu aufkom-
menden Konfliktlinie zwischen libertären und autoritären Wer-
tesystemen (vgl. Richter 2009) als »Sammelbecken neuer
sozialer Bewegungen« (Bundeszentrale für politische Bil-
dung 2010). Im Deutschland der 1960er waren die politik-
bestimmenden Themen nachkriegstypisch Wachstum und
Wohlstand, eine Auseinandersetzung mit dem Nationalso-
zialismus hatte kaum stattgefunden. Zudem fehlte während
der sozialliberalen Koalition (1969–1982) eine ernstzuneh-
mende linke Opposition: Ein idealer Nährboden für neue
Strömungen. Aktivisten der sogenannten Neuen Sozialen
Bewegungen (NSB) beklagten darüber hinaus eine allgemei-
ne Rechtslastigkeit des politischen Systems der Bundesre-
publik zu dieser Zeit (vgl. Bundeszentrale für politische Bil-
dung 2010). Während der 1970er Jahre erfolgte zudem ein
Umschwung hin zu Themen der postmaterialistischen Ge-
sellschaft: Umweltschutz, Frieden oder Bürgerrechte sowie
die Abschaffung der Atomkraft standen prominent im Zent  -
rum der neuen Bewegungen. Obwohl schon 1983, drei Jah-
re nach der Gründung der Grünen in Westdeutschland, der
Einzug in den Bundestag gelang, ist die Anfangszeit der Grü-
nen geprägt von Grabenkämpfen zwischen einzelnen La-
gern der Partei: Die Fundi-Realo-Kontroverse spaltete die
Grünen (vgl. hierzu Bundeszentrale für politische Bildung
2010). Das realpolitisch-reformorientierte Lager um Josch-
ka Fischer und Hubert Kleinert wollte das politische Sys-
tem in Deutschland über den Einzug in das Parlament ver-
ändern. Der fundamentalistisch-radikale Teil der Partei lehn-
te dies strikt ab. Nachdem die Grünen 1990 aufgrund von
Flügelkämpfen an der 5%-Hürde scheiterten, erfolgte 1993
die Vereinigung mit dem ostdeutschen Bündnis 90. 1998
war die Zeit für Regierungsverantwortung gekommen: Zu-
sammen mit der SPD regierten die Grünen bis zur vorgezo-
genen Bundestagswahl 2005. Seit Mai 2011 regiert mit Win-
fried Kretschmann in Stuttgart der erste grüne Ministerprä-
sident ein Bundesland. 
In Schweden zogen die Grünen 1988 ins Parlament ein,
um 1998 bis 2006 mit einer sozialdemokratischen Minder-
heitsregierung den »dritten Weg« zwischen Kapitalismus und
Sozialismus einzuschlagen (vgl. Richter 2009). Heute fun-
gieren die Grünen in Schweden als »Stützpartei der Sozial-
demokraten« (Bengtson 2010) und sind mit diesen in ei-
nem formlosen Bündnis verbunden, ohne Mitglied der Re-
gierung zu sein. In Finnland bestimmte die grüne Partei eben-
falls mehrere Jahre auf nationaler Ebene die Politik mit, bis
sie 2002 aus Protest gegen den Bau weiterer Kernkraft-
werke die Koalition aufkündigte (vgl. Richter 2009). Seit 2007
sind sie wieder Teil der Regierung. Seitdem wurden Finn-
lands Kernreaktoren Nummer 4 und 5 genehmigt, weitere
Genehmigungen erscheinen auch nach Fukushima nicht un-
wahrscheinlich (vgl. Ertel 2011). Seit der Wahl im Frühjahr
2011 gehören die Grünen zur »Regenbogenkoalition« unter
Jyrki Katainen, die sechs Parteien unterschiedlichster Lager
umfasst (vgl. Steuer 2011). In Norwegen gibt es keine grü-
ne Partei im Parlament, allerdings wird die Koalition unter
dem sozialdemokratischen Ministerpräsident Jens Stol  -
tenberg wegen der »Grünfärbung« der Sozialisten und der
Bauernpartei oft als Rot-Rot-Grün-Koalition bezeichnet (vgl.
Richter 2009). In Südeuropa sind die Grünen weitgehend
bedeutungslos, was sich auf Konzeptlosigkeit und innere
Zerstrittenheit sowie eine schwache Verbreitung postmate-
rialistischer Wertorientierungen zurückführen lässt (vgl. Rich-
ter 2009). 
Was also macht die Grünen in Europa erfolgreich? Oftmals
war es das Versäumen oder die Ablehnung der etablierten
Parteien, die neuen Themen wie Umweltschutz, Nachhal-
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*) Durchschnitt aus Wallonien (12,3%, 8 Sitze) und übrigem Belgien (6,9%, 5 Sitze)
Die Zahlen in den einzelnen Ländern geben die Anzahl der Parlamentssitze wieder
Abb. 1
Wahlergebnisse und Parlamentssitze grüner Parteien in Europa
Quelle: European Green Party (2012), online verfügbar unter: http://europeangreens.eu/menu/elections/election-results/.Im Blickpunkt
tigkeit und alternative Gesellschaftsmodelle in ihre Partei-
oder Wahlprogramme (erfolgreich) aufzunehmen: Die Wäh-
ler wanderten zu grünen Parteien ab. Müller-Rommel (1993)
analysiert die Wahlergebnisse der Grünen in den 1980er
Jahren und kommt zu dem Schluss, dass eine hohe Bevöl-
kerungsdichte und eine hohe Disproportionalität im Ver-
hältniswahlsystem die Grünen begünstigen. Wichtige Er-
folgsfaktoren der grünen Parteien in Europa beschreibt Rich-
ter (2009): Der Wahlerfolg der grünen Parteien ist maßgeb-
lich abhängig von ihrer Koalitionsfähigkeit. Das heißt unter
anderem, dass fundamentalistische Gründungspositionen
unter Umständen überdacht werden müssen, um Koalitio-
nen nicht unmöglich zu machen. Ein prominentes Beispiel
ist Deutschlands Engagement in Afghanistan unter dem grü-
nen Außenminister Joschka Fischer. Darüber hinaus sind die
gesellschaftliche Interessenslage und die Gestaltung des
Parteien- und Regierungssystems an sich wichtig. In Groß-
britannien werden zum Beispiel kleine Parteien durch das
Mehrheitswahlrecht benachteiligt, indem Stimmen für Min-
derheitsparteien verfallen. Darüber hinaus deutet vieles dar -
auf hin, dass die Offenheit für grüne Themen ein »Wohl-
standsphänomen« ist: Länder mit einer niedrigen Arbeitslo-
senquote und einer hohen Wirtschaftskraft, wie auch von
der Karte abzulesen ist, wählen zudem öfter grün. 
Angesichts ihrer deutschland- und europaweiten Erfolge
kommt es hierzulande immer wieder zu Diskussionen, ob
die Grünen bereits auf dem Weg zu einer Volkspartei sind.
Eine eindeutige Antwort zeichnet sich in dieser Frage aller-
dings noch nicht ab, vor allem auch da der Begriff der »Volks-
partei« nicht eindeutig zu definieren ist. Während einige Me-
dien diese Frage zu bejahen scheinen (Titelseite des Spie-
gel 46/2010: Die neue Volkspartei; Löwenstein 2011), se-
hen andere Stimmen dies nicht als gegeben an (z.B. Forsa-
Chef Güllner im Stern-Interview vom 28. März 2011 (Kinkel
2011)). Auch Richter (2009) gibt zu bedenken, dass die Grü-
nen keine Volksparteien sind, sondern Klientelparteien, die
den »Großen« zwar Wähler streitig machen, deren Platz aber
nicht einnehmen können. 
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